
Hauptsatzung der Gemeinde Wieck a. Darß 

Auf der Grundlage des § 5 der Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg­
Vorpommern (KV M-V) in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Juli 2011 (GVOBI. M-V 
S. 777), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes zur Verbesserung der Transparenz 
und zu Erleichterungen bei der kommunalen Haushaltswirtschaft nach der doppischen 
Buchführung (Doppik-Erleichterungsgesetz) vom 23. Juli 2019 (GVOBI. M-V S. 467), wird 
nach Beschluss der Gemeindevertretung vom 20.02.2024 die nachfolgende Hauptsatzung 
erlassen:

§ 1
Name, Wappen, Dienstsiegel 

(1) Die Gemeinde trägt den Namen „Wieck a. Darß".

(2) Die Gemeinde Wieck a. Darß führt als Dienstsiegel das kleine Landessiegel mit dem
Wappenbild des Landesteiles Vorpommern, einem aufgerichteten Greifen mit
aufgeworfenem Schweif und der Umschrift Gemeinde Wieck a. Darß.

(3) Die Verwendung des Dienstsiegels durch Dritte bedarf der Genehmigung des Bürger­
meisters.

§2

Rechte der Einwohnerinnen und Einwohner 

(1) Der Bürgermeister kann aufgrund von überragend wichtigen Vorhaben oder
Vorkommnissen eine Versammlung der Einwohnerinnen und Einwohner der Gemeinde
einberufen. Die Versammlung der Einwohnerinnen und Einwohner kann auch begrenzt
auf Teile des Ortes durchgeführt werden.

(2) Anregungen und Vorschläge der Versammlung der Einwohnerinnen und Einwohner in
Selbstverwaltungsangelegenheiten, die in der Gemeindevertretersitzung behandelt
werden müssen, sollen dieser in einer angemessenen Frist zur Beratung vorgelegt
werden.

(3) Die Einwohnerinnen und Einwohner erhalten die Möglichkeit, in einer Fragestunde
während des öffentlichen Teils der Gemeindevertretersitzung Fragen an alle Mitglieder
der Gemeindevertretung sowie den Bürgermeister zu stellen und Vorschläge oder
Anregungen zu unterbreiten. Die Fragen, Vorschläge und Anregungen dürfen sich dabei
nicht auf Beratungsgegenstände der nachfolgenden Sitzung der Gemeindevertretung
beziehen. Für die Fragestunde ist eine Zeit von ca. 30 Minuten vorzusehen.

(4) Diese Vorschriften gelten entsprechend für natürliche und juristische Personen und
Personenvereinigungen, die in der Gemeinde Grundstücke besitzen oder nutzen oder
ein Gewerbe betreiben.

(5) Der Bürgermeister ist verpflichtet, im öffentlichen Teil der Sitzung der
Gemeindevertretung über wichtige Gemeindeangelegenheiten zu berichten.














